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Rundschreiben Nr. 131/2015 
 
 
 
Artikel 5 des Gesetzentwurfs der Bundesregierung 
- Entwurf eines Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes - Bundesfreiwilligengesetz 
 
 
Auf der Besprechung der Bundeskanzlerin mit den Regierungschefinnen und Regierungs-
chefs der Länder zur Asyl- und Flüchtlingspolitik am 24.09.2015 ist zum ehrenamtlichen En-
gagement der Bürgerinnen und Bürger folgendes beschlossen worden: 
 
4.4  
Das große ehrenamtliche Engagement der Bürgerinnen und Bürger wird gestärkt, indem bis 
zu 10.000 zusätzliche Stellen für den Bundesfreiwilligendienst geschaffen werden, die Asyl-
bewerbern mit guter Bleibeperspektive ebenfalls offenstehen. 
 
Die gesetzgeberische Umsetzung soll nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung für das 
Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz (in der Fassung vom 27.09.2015) wie folgt erfolgen: 
 
Artikel 5 

 
Änderung des Bundesfreiwilligendienstes 
 
Nach § 17 des Gesetzes über den Bundesfreiwilligendienst vom 28. April 2011 (BGBl. I S. 
687) wird folgender § 18 eingefügt:  
 

„§ 18 
Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug 

 
(1) Ein Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug liegt vor, wenn die Tätigkeitsbeschrei-
bung eines Einsatzplatzes einen Bezug zur Unterstützung von Asylberechtigten, Personen 
mit Internationalem Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU oder Asylbewerbern erkennen 
lässt oder wenn ein Asylberechtigter, eine Person mit Internationalem Schutz nach der Richt-
linie 2011/95/EU oder ein Asylbewerber diesen absolviert.  
 
(2) Freiwillige können einen Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug auch dann als 
Teilzeitbeschäftigung von mehr als 20 Stunden pro Woche leisten, wenn sie abweichend von 
§ 2 Nummer 2 das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.  
 
(3) Abweichend von § 4 Absatz 3 bis 5 werden Freiwillige, die ihren Dienst auf einem Ein-
satzplatz mit Flüchtlingsbezug leisten, pädagogisch besonders begleitet. Diese Begleitung 
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kann außer durch Seminare auch durch andere geeignete Bildungs- und Begleitmaßnahmen 
erfolgen.  
 
(4) Abweichend von § 6 Absatz 1 können Freiwillige, deren Einsatzplatz einen Flüchtlingsbe-
zug im Sinne von Absatz 1 aufweist, von ihrer anerkannten Einsatzstelle in eine andere ge-
meinwohlorientierte, nicht im Sinne dieses Gesetzes anerkannte Einrichtung mit Flüchtlings-
bezug entsendet werden. Hierzu bedarf es der Zustimmung der oder des zu entsendenden 
Freiwilligen.  
 
(5) Die Vereinbarung nach § 8 muss bei einem Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug 
auch die Art und den Umfang der nach Absatz 3 vorgesehenen pädagogischen Begleitung 
enthalten.  
 
(6) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend regelt in Ergänzung 
von § 17 Absatz 3 durch eine Richtlinie den Zuschuss für den Aufwand, der durch die päda-
gogische Begleitung nach Absatz 3 verursacht wird.“ 
 
 
Begründung zu Artikel 5: Änderung des Bundesfreiwilligendienstgesetzes  
 
Absatz 1 des neuen § 18 definiert den Begriff des Bundesfreiwilligendienstes mit Flüchtlings-
bezug. Der Begriff „Flüchtlingsbezug“ wird dabei in untechnischem Sinne verwendet. Ein-
satzplätze haben einen Flüchtlingsbezug, wenn ihre Tätigkeitsbeschreibung eine Unterstüt-
zung von Asylberechtigten, Personen mit Internationalem Schutz nach der Richtlinie 
2011/95/EU oder Asylbewerbern erkennen lässt, z. B. bei ihrer Unterbringung und Versor-
gung, bei der Hilfe bei ihrer gesellschaftlichen Orientierung und Integration und bei der Koor-
dinierung von bürgerschaftlichem Engagement zu ihren Gunsten. Außerdem ist der Flücht-
lingsbezug gegeben, wenn der Freiwillige oder die Freiwillige Asylberechtigter, Person mit In-
ternationalem Schutz nach der Richtlinie 2011/95/EU oder Asylbewerber ist.  
 
Absatz 2 stellt eine Erweiterung von § 2 Nummer 2 dar. Die Möglichkeit eines Teilzeit-
Bundesfreiwilligendienstes gilt künftig auch für Freiwillige mit Flüchtlingsbezug, die das 27. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Eine Ausweitung auf diesen Personenkreis ist not-
wendig, um den erhöhten Bedarf an freiwilligem Engagement in diesem Bereich gerecht 
werden zu können und flexibel darauf zu reagieren.  
 
Die besonderen Bedürfnisse von Freiwilligen mit Flüchtlingsbezug bedingen eine besondere 
pädagogische Begleitung wie in Absatz 3 Satz 1 vorgesehen. Diese Begleitung soll nicht nur 
in Form von Seminaren, sondern auch durch andere geeignete Bildungs- und Begleitmaß-
nahmen erfolgen können (Satz 2). Außerdem ist es unabdingbar, im Rahmen des Bundes-
freiwilligendienstes mit Flüchtlingsbezug auch den Erwerb deutscher Sprachkenntnisse zu 
fördern.  
 
Absatz 4 regelt – ergänzend beziehungsweise abweichend zu § 6 – den Einsatzort für Frei-
willige mit Flüchtlingsbezug. Satz 1 ermöglicht es, dass angesichts der Vielzahl von Ein-
satzmöglichkeiten und einer ausdrücklich gewollten Flexibilität dieses Dienstformates die 
Einsatzstelle und der tatsächliche Einsatzort auseinander fallen dürfen. Die Einsatzstelle hat 
allerdings sicherzustellen, dass es sich bei dem jeweiligen Einsatzort um eine gemeinwohl-
orientierte und zuverlässige Einrichtung handelt. Voraussetzung für die Entsendung in eine 
andere Einsatzstelle ist die Zustimmung der oder des zu entsendenden Freiwilligen (Satz 2).  
 
Absatz 5 schreibt vor, dass Vereinbarungen zum Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbe-
zug – ergänzend zu § 8 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 – im Unterschied zum Bundesfreiwilli-
gendienst ohne Flüchtlingsbezug neben oder statt Angaben zur Anzahl von Seminartagen 
auch Angaben zur Art und Weise anderer geeigneter pädagogischer Bildungs- und Begleit-
maßnahmen enthalten müssen. Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Absatz 3.  
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Absatz 6 beinhaltet die Ermächtigungsgrundlage zum Erlass einer Richtlinie durch das Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, in der der Zuschuss für den Auf-
wand geregelt wird, der durch die pädagogische Begleitung nach Absatz 3 verursacht wird. 
Es handelt sich ebenfalls um eine Folgeänderung zu Absatz 3. 
 
 
Mit dieser Änderung des Bundesfreiwilligendienstgesetzes wird erreicht, dass die 10.000 zu-
sätzlichen Stellen auch tatsächlich bei einem Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug 
genutzt werden können. 
 
Im Zusammenhang mit der kürzlich erfolgten Kontingentfreigabe im Bundesfreiwilligendienst 
für Lebensältere, die allerdings schon nach wenigen Tagen vollständig in Anspruch genom-
men wurde (siehe unsere Rundschreiben Nr. 115/2015 und 119/2015) wird begrüßt, dass 
weitere Stellen eingerichtet werden und eine gesetzliche Klarstellung hinsichtlich der Ein-
satzmöglichkeiten mit Flüchtlingsbezug erfolgt.  
 
Weitere Details zur Buchung der Kontingente werden wir Ihnen mitteilen, sobald uns nähere 
Informationen vorliegen. 
 
 
 
 
 

*** 
 
Hinweis zum Download der Rundschreiben und anderer Mitteilungen: 
Für alle Mitgliedskörperschaften stehen die Rundschreiben im "Mitgliederservice" auf der Homepage des Städte-
verbandes Schleswig-Holstein als Datei zur Verfügung.  

 
 
 
 


